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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 
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Bonn, den 2b. Oktober 1965 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Agrarpolitik in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vorschlag 
der Kommission der EWG für 


eine Verordnung des Rats über besondere Maßnahmen zum 
Absatz der Butter in privater Lagerhaltung. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der EWG vom 10. Oktober 1965 dem Herrn Prä- 
sidenten des Rats der EWG übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
EWG zu ihrem Vorschlag übermittelte Begründung beigefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung des Rats 
über besondere Maßnahmen zum Absatz der Butter in privater 

Lagerhaltung 


(Von der Kommission 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützl auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
p ei i sehe n W i r t s ch af t sgemeins ch aft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 13 64 EWG des 
Rats vom 5. Februar 1964 über die schrittweise Er- ; 
richtung einer gemeinsamen Marktorganisation für : 
Milch und Milcherzeugnisse 1 ) r insbesondere auf 
Artikel 23, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Lage auf dem Buttermarkt in der Gemein- 
schaft ist gegenwärtig in den meisten Mitglicdstaa- 
ten durch wachsende Erzeugung bei umfangreichen j 
Lagerbeständen gekennzeichnet, die in einigen Mit- ; 
gliedstaaten entweder auf Grund von Interventions- : 
maßnahmen zugunsten inländischer frischer Butter ' 
erster Qualität oder auf Grund von Einfuhren be- j 
stehen, die auf Grund von Käufen vor dem 1. No- : 
vember 1964 getätigt wurden. Außerdem befinden 
sich in mehreren Mitgliedstaaten umfangreiche But- 
termengen in privater Lagerhaltung, die Gegen- 
stand von Beihilfemaßnahmen entsprechend Arti- 
kel 21 Absatz (3) der Verordnung Nr. 13/64/EWG 
gewesen sind, und die erheblich die Mengen über- , 
schreiten, die für den normalen Saisonausgleich er- 
forderlich sind. j 

Für Butter, die auf Grund von öffentlichen Käufen j 
eingelagert worden ist, besteht die Möglichkeit, i 
einen Absatz unter besonderen Bedingungen vorzu- 
sehen, die nach einem gemeinschaftlichen Verfahren ! 
zu bestimmen sind. Die Tatsache, daß sich umfang- 
reiche Bultermengen in privater Lagerhaltung be- 
finden, von denen befürchtet werden muß, daß sie 
nicht vollkommen bis zum Ende des laufenden 
Milchwirtschaftsjahres abgesetzt werden, schafft die 
Gefahr, daß das ordnungsmäßige Funktionieren der 
durch die Verordnung Nr. 13 64 EWG eingeführten j 
Interventionsregelung gehemmt wird; dies gilt ins- j 
besondere hinsichtlich der Beachtung der Grund- 
sätze, die in den Artikeln 1 und 4 der Verordnung 
Nr. 62 64 EWG 2 ) beschrieben sind. Vor allem würde ' 
die Aufrechterhaltung dieser Bestände während 
eines längeren Zeitraums als unbedingt erforderlich 
die Qualität eines Teils dieser Butter beeinträchti- i 

l ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 34 ! 

vom 27. Februar 1964, S. 549 64 j 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 92 ; 
vom 10. Juni 1964, S. 1412 64 


dem Rat vorgelegt) 


gen und deshalb ihre Wettbewerbsfähigkeit auf 
dem Markt schädigen. 

Die Kurse der Butter in den Mitgliedstaaten zei- 
gen eine gewisse Stabilität. Die in Artikel 22 der 
Verordnung Nr. 13 64 EWG genannten Maßnahmen 
haben nur zum Ziel, einen erheblichen Preissturz 
aufzufangen oder eine Unausgeglichenheit bei den 
Preisen bzw. bei der Herstellung von Milcherzeug- 
nissen zu vermeiden. Schon aus diesem Grund sind 
die Mitgliedstaaten nicht in der Lage, auf die Be- 
stimmungen dieses Artikels zurückzugreifen. 

Um einen beschleunigten Absatz der Butter in 
privater Lagerhaltung zu fördern, die Gegenstand 
von Maßnahmen gewesen ist, die in Artikel 21 der 
Verordnung Nr. 13 / 64 EWG vorgesehen sind, ist es 
deshalb erforderlich, abweichende Maßnahmen vor- 
zusehen, um den besonderen Umständen, die für 
diese Erzeugnisse bestehen, Rechnung zu tragen. 

Der Absatz der fraglichen eingelagerten Butter 
läßt sich dadurch beleben, daß ein herabgesetzter 
Verkaufspreis vorgesehen wird, der eine Erhöhung 
des Butterkonsums, insbesondere durch die Er- 
schließung größerer Käuferschichten, bewirkt. Es ist 
folglich angezeigt, für die Mitgliedstaaten die Be- 
fugnis vorzusehen, entweder Butter aus privater 
Lagerhaltung zu kaufen und sie zu herabgesetzten 
Preisen zu verkaufen, oder Beihilfen für das Schmel- 
zen von Butter zu gewähren. 

Um zu verhindern, daß die besonderen Maßnah- 
men eine andere Wirkung als die beabsichtigte 
haben, ist es angebracht, für diese beiden Arten von 
Maßnahmen eine Beschränkung ihrer Bedeutung 
vorzusehen. Um die Butterpreise in den Mitglied- 
staaten, in denen besondere Maßnahmen nicht er- 
griffen werden oder in denen ihre Auswirkung 
weniger bedeutend ist, nicht zu beeinträchtigen, ist 
es angebracht, die Ausfuhren dieser fraglichen But- 
ter in andere Mitgliedstaaten zu untersagen. Um 
insbesondere im Bereich der verarbeiteten Erzeug- 
nisse Wettbewerbsverzerrungen zu verhindern, 
muß das Erzeugnis ausschließlich zum direkten Ver- 
brauch bestimmt sein. Es ist deshalb erforderlich, die 
Butter, die auf Grund dieser Maßnahmen verkauft 
wird, auf allen Handelsstufen deutlich von der But- 
ter zu unterscheiden, die unter normalen Bedingun- 
gen gehandelt wird. 

Um Störungen in den Handelsströmen mit dritten 
Ländern zu vermeiden, ist es notwendig, die Aus- 
fuhr von Erzeugnissen, denen besondere Maßnah- 
men zugute kommen, nach dritten Ländern von einer 
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Ermächtigung abhängig zu machen, die nach einem 
gemeinschaftlichen Verfahren gewährt wird. 

Es ist angebracht, die Geltungsdauer der in dieser 
Verordnung vorgesehenen Ermächtigung auf den 
Zeitraum zu beschränken, in dem die Produktion 
niedriger ist als der Verbrauch. Folglich ist. es erfor- 
derlich vorzusehen, daß diese Bestände vor dem 
Beginn des neuen Milchwirtschaftsjahres abgesetzt 
werden - - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Abweichend von Artikel 21 Absatz 3 der Verord- 
nung Nr. 13 64 EWG wenden die Mitgliedstaaten 
ermächtigt, unter den in dieser Verordnung gemann- 
ten Bedingungen und unbeschadet anderer anwend- 
baren’ Bestimmungen, besondere? Maßnahmen für die 
Butter zu ergreifen, die' von Maßnahmen betroffen 
ist, die in dem obengenannten Absatz vorgesehen 
sind. 

Artikel 2 

Die in Artikel 1 genannten besonderen Maßnah- 
men müssen ergriffen werden 

— entweder in Form von Ankäufen durch die Inter- 
ventionsstelle und Wiederverkäufen dieser But- 
ten zu herabgesetzten Preisen, gegebenenfalls in 
Form von Butterschmalz, 

- oder in Form von Beihilfen zum Zweckt 1 der 
Schmelzung der Butter und ihrer Auslieferung 
auf den Markt zu herabgesetzten Preisen. 

Artikel 3 

Die Mitgliedstaaten tragen Sorge, daß im An- 
schluß an die besonderen Maßnahmen 

— die Butter auf allen Handelsstufen deutlich unter- 
schieden wird von der Butter, die unter normalen 
Bedingungen abgesetzt worden ist, 

— das Erzeugnis nur zum direkten Verbrauch be- 
stimmt wird, 

- das Erzeugnis weder verarbeitet noch mit ande- 
ren Erzeugnissen vermischt wird, 

--- die Preisminderung oder die gewährte Beihilfe 
sich bis auf die? Stufe des Einzelhandels auswir- 
ken. 


Artikel 4 

1. Das Erzeugnis, das Gegenstand besonderer Maß- 
nahmen geworden ist, darf nicht ausgeführt werden. 

2. Jedoch kann auf Antrag einem Mitgliedstaat 
nach dem in Artikel 23 der Verordnung Nr. 13 64 
EWG vorgesehenen Verfahren für die Ausfuhr nach 
dritten Ländern eine Ermächtigung erteilt werden. 
Diese Ermächtigung kann von Bedingungen abhän- 
gig gemacht werden, die insbesondere die Menge, 
den Preis und die Bestimmung der Erzeugnisse be- 
treffen. 

Artikel 5 

1. Die 1 Mitgliedstaaten teilen der Kommission und 
den anderen Mitgliedstaaten die Maßnahmen mit, 
die sic 1 in Anwendung dieser Verordnung zu er- 
g reif e n bea b sich t i g en . 

2. Gleichzeitig mit dem Mitteilungen auf Grund 
von Artikel 14 der Verordnung Nr. 192 64 EWG 
unterrichten die Mitgliedstaaten die Kommission 
übof die auf Grund der vorliegenden Verordnung 
aufgekauften, subventionierten und abgesetzten 
Buttermengen sowie über die gewährten Verbilli- 
gungsbeträge und Beihilfen. 

A r t i k o 1 6 

Die in Artikel 1 genannte Ermächtigung ist vom 
achten Tage nach der in Artikel 5 Absatz (1) vorge- 
sehenen Mitteilung an wirksam. 

Artikel 7 

Dir 1 Durchführungsbestimmungen zu dieser Ver- 
ordnung, insbesondere dir' übe? r dir? Beschränkung 
der Mengen, über die Herabsetzung den* Preise, über 
den Beihilfebetrag, über die Vorfülnung, über tlie 
Verarbeitung sowie über die Kontrolle der Beach- 
tung der in Artikel 3 vorgesehenen Bestimmungen, 
werden nach dem in Artikel 25 der Verordnung 
Nr. 13 64 EWG vorgesehenen Verfahren erlassen. 

Artikel 8 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver- 
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Sie ist bis zum Ende des Milchwirtschaftsjahres 
1965 66 anwendbar. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel am 


Im Namen des Rats 
Der Präsident 
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Begründung 


1. Laut Artikel 23 der Verordnung Nr. 13 64 EWG 
kann der Rai von dieser Verordnung abweichende 
Maßnahmen treffen, um den besonderen Umständen, 
die eventuell für Milcherzeugnisse bestehen, Rech- 
nung zu tragen. 

2. Die Lage auf dom Butlermarkt in der Gemein- 
schaft ist gegenwärtig besonders beunruhigend. Sie 
ist durch wachsende Erzeugung und umfangreiche 
La gerbest ä nd e g e k e n nze i ch net. 

Es handelt sich nicht nur um Butterbestände in staat- 
licher Lagerhaltung, die infolge von Interventions- 
maßnahmen bestehen, sondern auch um Butterbe- 
stände in privater Lagerhaltung, die erheblich die 
Mengen überschreiten, die für den normalen Saison- 
ausgleich erforderlich sind, für den sie gewöhnlich 
bestimmt, sind. 

3. Für die Butter in öffentlicher Lagerhaltung be- 
steht nach Artikel 7 der Verordnung Nr. 62 64 EWG 
des Reifs die Möglichkeit, nach einem gemeinschaft- 
lichen Verfahren besondere? Maßnahmen zum Abbau 
dieser Lager einzuleiten. Was dagegen die Butter- 
bestände in privater Lagerhaltung angeht, so kön- 
nen die Mitgliedstaaten gegenwärtig nicht auf die in 
Artikel 22 der Verordnung Nr. 13 64 EWG vorge- 
sehenen Maßnahmen zurückgreifen, da diese nur 
angewendet werden dürfen, wenn sie dazu dienen 
sollen, einen starkem Preisrückgang abzuschwächen 
oder ein Ungleichgewicht der Preise oder der Pro- 
duktion zu vermeiden. Der Buttermarkt weist diese 
Voraussetzungen nicht auf. 

Wenn nichts unternommen wird, so kann man be- 
reits absehen, daß am Ende des lautenden Milch Wirt- 
schaftsjahres durch die umfangreichen Buttermengen 
das ordnungsgemäße' Funktionieren der durch die 
Verordnung Nr. 13 64 EWG eingeführten Interven- 


tionsregelung gehemmt wird und daß insbesondere 
Artikel 1 und 4 der Verordnung Nr. 62 64 EWG 
nicht beachtet wenden. 

4. Auf Grund diesen' Überlegungen sollen mit dem 
vorlie'gemdem Verordnungscmtwurf die Mitgliedstaa- 
ten ermächtigt werden, Maßnahmen zur Steigerung 
des Verbrauchs und zur Erleichterung des Absätze?« 
der Buttermengon in privaten* Lagerhaltung zu tref- 
fen. 

Dazu ist die Möglichkeit vorzusehen, entweder die 1 
Butter in privater Lagerhaltung aufzukaufen und zu 
herabgesetzten Preisen wieder zu verkaufen oder 
Beihilfen zum Zwecke der Schmelzung der Butter zu 
gewähren. 

Um zu verhindern, daß die? Maßnahmen nicht zu 
Störungen auf dem Markt für irische Bulter oder zu 
Wettbewerbsvei /errungen bei den Vorarbeitungs- 
erzeugnissen führen, müssen folgernde Bedingungen 
beachtet werden: 

die Butter ist nur zum direkten Verbrauch be- 
stimmt ; 

die Butter, für die diese Maßnahmen gelten, wird 
auf allen Handelsstufen von der normalen Butter 
den tli d i u n t e r s ch i e d e n ; 

— die Zweckbestimmung wird überwacht; 

-- die Butter darf nicht nach den Mitgliedstaaten 
a i i s g e f ü h r t w c? r d e n ; 

- die Ausfuhr nach dritten Ländern hängt von 
einer vorherigen Genehmigung ab. 

Die Durchf ührungsmo dal i täten werden durch eine 
Verordnung der Kommission fesl gelegt. 

Diese Verordnung gilt bis zum Ende des laufenden 
M i I c h w i r t s ch a f t s j ah r e s . 
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